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Vorab per T'18f~x 0228 146462 

OberprUfungaverfahren fUr daa Standardangabot für AbschlussM 
Segmente von MIetleitungen fOr Großkunden, unabhängig von der für 
dia Miet- oder Stand leitungs kapazitäten genutzten Technik der Tele­
kom Deutschland GmbH 

Az. BK 2..121006 

hier: Stellungnahme der 1EN Initiative Europäischer Netzbetr&Iber 

Sehr geehrter Herr Kuhrmeyer, 

sehr geehrte DAmsn und Herren, 


die Bundesnetzagentur (Im Folgenden BNetzA) hat nach Erhalt das sm 
09.11.2012 von dar Telekom Deutschland GmbH erstellten Entwurfs eines 
Standardangebotes fUr Abschluss-Segmente von Mietleitungen fOr GroB­
kunden (unabhängig von der fOr die Mlet- oder standleitungskapazitäten 
genutzten Teohnlk der Telekom Deutsohland GmbH) ein OberprUfUng8ver~ 
fahren nach § 23 TJ<(3 eIngeleitet. 

Oie IEN hat sich bereits Im Vorfeld rur die Einleitung eines entspreohenden 
OberprQfungaverfahrens ausgesprochen und begrUBt dieses Verfahren 
daher ausdrüoklioh. Sie ist auf ihren Beiladungsantrag vom 21.11.2012 mit
Schreiben der 8eschlusskammer 2 am 14.02.2013 beigeladen worden. FOr 
die Beiladung bedankt sieh die JEN. ebenso fOr dis gewährte ~rlstverlänge­
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ung bit zum 08.03.2013 und nimmt die Gelegenheit zur Stellungnahme 
nachfolgend gerne wahr.
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I. Allgemeine Anmerkungen 

Die Telekom wurde aufgrund der RegulierungsverfOgung der Beschlu88­
kammer (Az.: BK 2~12/001) zur Vorlage eines standardangebotes inner­
halb von drei Monaten nach Erlass der RegullerungsverfUgung verpflichtet. 

Das von der Telekom vorgelegte Standardangebot entspricht jedoch In 
wesentlichen Punkten nicht den Vorgaben der BNetzA und bedarf deutli­
cher Korrekturen. Gleichzeitig weIst die IEN darauf hin, dass 9S vorliegend 
nicht ausreichend ist. das bestehende Angebot entsprechend dar zahlreI­
chen KrItikpunkte. die Inzwischen von mehreren Marktteilnehmem geltend 
gemacht wurden, nachzubessern. Vielmehr Ist es zwingend erforderlich, 
den vorliegenden Entwurf in ein markttsugJlches Angebot umzuwandeln, 
welches dem aktuellen Stand der Technik entspricht und die gleichen Leis­
tungen enthält, welche bereits in anderen eurQpa18chen Undem aufgrund 
der bestehenden Nachfrage der Marktteilnehmer eelbstveratändlloh verfag­
bar sind. Dies gilt insbesondere fOr das bereits seit Jahren fehlende regu.. 
lIerte Angebot von PPCs sowie dem Angebot von nativen Ethernet­
Mietleitungen und nicht bloß solchen, die auf einem Ethernet-Interface auf­
setzen. 

Hinsichtlich des vorgelegten Angebots selbst besteht zudem ein erhebli­
cher inhaltlicher Verbesserungsbedatf. So fehlen etwa Regelungen zu Pt;­
nalen und SanktIonen bel Nichteinhaltung von Lelstungspft!chten oder die 
StretQhl,lng der Expressentstörung. ZUdem Ist eine Vielzahl der Vorgaben 
nicht mehr kompatibel mit den Anforderungen des Marktes, denen sich die 
NaChfrager von CFV aU8gese~ sehen. Dle$ gilt belsplelswEilse fOr Frlsten­
regelungen, die den PrOdukten Im UnternehmenskundenberelQh In der 
PraxIs nloht entsprechen. Hier wird die erkennende Beschlusskammer im 
Obrlgen einen Abgleleh mit den bisherigen Entsoheldungen der BNetzA In 
anderen standardangebotSQberprofungsverfahren herzustellen haben, um 
eine konsistente Spruchpraxts gewährleIsten ~u können. 

11. Zum weiteren Verfahren.ablauf 

Die IEN regt an, im Rahmen der möndlichan Verhandlung auoh den weite­
ren Verfahrenaablauf zu thematisieren. Hierbei kommt es aus unserer Sicht 
auf zwei wesentliche Aspekte an: z;um einen sollte das Verfahren zeitnah 
durchgefOhrt werden, zum anderen sollte die teChnische expertise In den 
Jeweiligen Untemehmen hinzugezogen werden können, um die Marktnaoh­
frage besser dokumentieren zu können und gleichzeitig das technlsoh 
Machbare Im gemeinsamen Diskurs mit Vertretern der Telekom zu erörtern 
und In einem Iterativen Prozess das Standardangebot gemeinsam zu ent­
wickeln. Der erkennenden Besahlusskammer käme so in einem ersten 
Schritt eine Moderatorenrolle zu, während sie dann In einem zweiten Schritt 
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Uber die ungelösten Aspekte des Standatdangebots eine verbindliche Ent~ 
scheidung fOr alle Beteiligten treffen muss. 

Wir regen Insofern noch einmal an, ein vergleiohbares Verfahren wie die 
nlederltlndlecM Regullarungsbehörde OPTA In diesem Bereich aufzuset­
zen. Im Rahmen des StandardangebotsOberprQfungsverfahrens sollte die 
erkennende Beschlusskammer drei Oiskusslonslermlne im monatlichen 
Abstand eInberufen, bel der unter Moderation der BNetzA die technischen 
ASpekte diskutiert und Konsens und Olseens dokumentiert wird. Naoh die-­
sen drei Terminen sollte die erkennende Beschlusskammer In weiteren 
maximal drei Monaten den Verfahrensstand sichten und ihre eigene Ent­
soheldung vorbereiten. 130 des8 das StandardangebotsOberprOfungsverfah.. 
ren naoh maximal 6 Monaten mit einer abschließenden EntscheIdung der 
erkennenden BesChlusskammer abgesohlossen werden kann. 

Nur 80 ist sichergestellt, dass die RegulIerungsentscheidung auch in dle­
a8m dynamischen Marktumfe!d zeitnah .auf der StraBeO ankommt und eine 
VetfOgbarkelt der regUlierten und im Markt nachgefragten Produkte nicht 
erst - wie leider auch im Bereich L2-8SA zu erwarten- In mehreren Jahren 
zu erwarten ist. 

111. Im Elnzeln.n 

1. Zum fehlenden Angebot von fPC! 

Bereits Im Jahr 2007 wurden im Rahmen der Marktdefinition und Marktana" 
Iyse der neben MIetleitungen mit "klassischen" überttagungsverfahren 
auch ethernetbasierte MIetleitungen sowie die Erhältlichkeit von Tellmletlel~ 
tungen (PPCs) einbezogen. Oie Betroffene wurde daraufhin mit der Regu­
lIerungsverfUgung aus dem Jahr 2008 zum Angebot von sogenannten Par­
tial Private Circuita (PPes) verpflichtet. 

Jedoch wurde in dieser Regullerungsverfligung - Inabesondere auch be-­
dingt durch die fehlende Fristsetzuns fOr dia Einreichung eines StandardN 
angebots ..... v8lliäumt, fQr eIne MarktelnfOhrung entsprechender Produkte 
zu sorgen. Ein StandardangebotsQberprOfungsverrahren gemtaß § 23 TKG 
fand im RahMen dieses RegulIerungszyklus' nicht statt. Auch In der Aktua­
\lsierung der MarktdefinItIon und Marktanalyse im Jahr 2010 sowie in der 
Uberarbeiteten Fassung Im Jahr 2011 wurden dIe PPCs erneut als Be­
standteil des relevanten Marktes bistätigt. 

Dieser VerpfliChtung zum Angebot von PPCs ist die Telekom jedoch bis 
heute nicht naohgekommen, und auch das gegenständliche Standardan­
gebot lässt dle9bezUgilch keine Verbesserung erkennen. 
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Aus diesen GrUnden Ist die Besohlusskammer an dieser Stelle dringend 
gefordert, fOr eine volIumfänglIche Umsetz:ung der RegulierungsverfUgung 
auf Basis der zugrundelIegenden Marktanalysevorgaban zu sorgen und ~uf 
eine entsprechende Erganzung hin~uwirken - und schließlich diese auch 
durchzusetzen. 

2. Zum fehlenden Ang,~t yan nativen .Ethernet-Mlelleltunqen 

Aus SIcht der IEN Ist zudem Insbesondere zu kritisieren, dass die Telekom 
ungeachtet dar Ergebnisse der Marktanalyse und der ihr auferlegten Ver­
pfliohtungen bis heute kein reguliertest natives Ethemetprodukt anbietet. 

Auoh an dieser Stelle Ist ausdrDoklloh darauf hinzuweisen, dass bereits im 
Jahr 2007 im Rahmen dar Marktdefinition und Marktanalyse neben Mietlei­
tungen mit ~klassischen· übertragungsverfahren auch ethernetbasIerte 
MIetleitungen in den relevanten Markt einbezogen wurden. Auch In der 
Aktualisierung der MarktdefInition und Marktanalyse im Jahr 2010 sowIe In 
der Qberarbeiteten Fassung Im Jahr 2011 wurde festgestellt, dass cthemet~ 
Mietleitungen Bestandteil des relevanten Marktes seien. Inabesondere 
wurde hier ausdrücklich klargestellt. dass die Ethernet"Technolcgle mittler­
weile einen etablierten Standard im Geschäftsfeld der Datenkommunikation 
darstelle. 

Dessen ungeachtet basieren die im gegenständlichen Standardangebot 
angebotenen Leistungen auf einem bloßen Ethernet-Interface. was Jedooh 
keineswegs vergleichbar mit einem reinen Ethemet-Mletleltungsprodukt ist. 

Für diese eklatante und fUr die Nachfrager erheblich näohtelllge Abwei­
ohung von den Vorgaben aus den Marktanalysen und den darauf basieren­
den Regullerungsvetfagungen let naoh Auffassung der JEN keine andere 
Erklärung ersichtlich als die bewusste Diskriminierung der Wettbewerber 
der Betroffenen. 

Insbesondere stehen einem entsprechenden Angebot keine technischen 
Unwlgbarkelten entgegen. Ein Vergleloh mit den Angeboten in anderen 
europäIschen Ländern wie beispielsweise Belgien oder österreIch macht 
mehr als deutlich. dass der Telekom ein entaprechendee Angebot ohne 
weiteres mögliCh wäre. So bietet belaplelswei5e die Telekom Austria Ihren 
Naehfragern bereite seit dem 01.12.2009 ein natives Ethemet­
Mietleitungsangebot an (Etherllnk-Ansc::hluss und Etherlink MultIpolnt, An­
lage). DIe dazugehörige Leistungsbeschreibung zeigt auf, dass die Deut­
sche relekom an vielen Stellen bewusst nachteilige Produktbedingungen 
schafft, die jedenfalls nicht auf teohnischen Schwierigkeiten basieren. Hier" 
durch wird aber auch glelch%eitlg deutllgh, dass eine entsprechende Markt~ 
naohfrage bestaht naoh derältigan Produkten besteht. Es Ist nicht ersicht­
lich, dass diese NaChfrage ausgereohnet In Deutschland gerade nloht be" 
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stehen sollte. Vielmehr dokumentiert das Metroethernetforum 
<www,me1roethemetforum.org) ebenso, dass das dort als "Carrler Ethamat 
for Business" bezeichnete Produkte innvischen weltweite Marktakzeptanz 
gefunden hat. 

3. Zur Notwendlakelt der N,chbe..erunq dar bestehenden Angebote­
parameter des vorgelegten 8landardJDggbpt! 

a, Hauptteil 

Der Hauptteil des StandardangebotB enthält nach Auffassung der IEN eine 
Vielzahl von zlvllrechtlich unzulässIgen. den naohfragenden potentiellen 
Vertrsgspartner benachteiligende Regelungen. die unbedingt der 
Anpassung bedOtfen und aUf dia nachfolgend Im einzelnen eingegangen 
wird. Noch einmal sei ebenfalls darauf hingewiesen, dass die erkennende 
Beschlusskammer einen Abglelch mit bisherigen StandardangebotsQber-­
profungsverfahren durchfUhren muss, um eine konsistente Spruchpraxis 
der BNetzA zu gewlhrtei~ten. 

aa. Präambel 

In der Präambel wIrd das Recht der Telekom begrllndet, bei Änderung oder 
Wegfall der Regulienmgsvetiogung dan gegenetändllohen Vertrag rückwir­
kend anzupassen oder frI$tl08 zu kUndigen. was eine unbillige Klausel g8­
genober den potentiellen Naohfragern darstellt. 

unter Berücksichtigung der zIvilrechtlichen Grundsätze zum Weg­
fall/Störung der Gesohaftsgrundlage naah § 313 BGB Ist fü:r eIne Vertrags­
anpaS8ung Voraussetzung. dass dem einen Vertragstell das Festhalten am 
Vertrag unter dem Gesichtspunkt der vertraglichen oder ge8E1~ichen Rial­
kovertellung nicht zugemutet werden kann. Dies kann vorliegend jedooh 
keinesfalls greifen. Die Telekom wird verpfliohtet, den Nachfragem ent" 
sprechende leistungen zu angemessenen, fairen und marktg:erechtan 
Konditionen anzubieten. so dass diese auah fUr die Betroffene selbst nloht 
unangemessen gering sind. Die Möglichkeit einer sofortigen und fristlosen 
Kündigung der auf der hier maßgebllohen ReguHsrungsverpfllchtung basie­
renden Vertrtlge iat daher auch unter Berücksichtigung der Voraussetzun­
gen des § 313 Abs. 3 BGB nicht angemessen. Gegebenenfalls mag eine 
Anpassung eln~elner KonditIonen nooh angemessen sein, nicht Jedooh die 
außerordentliche Kllndigung. An dieeer SteHe sollte die bisherige Regelung 
der BNetzA greifen, welohe hierzu bislang eine Frist von sechs Monaten tur 
die Unterbreltung eines neuen Vertragsangebots vorgesehen hat. 
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bb. Netzänderungen (Ziffer 2) 

Gemäß Ziffer 2 erhält die Betroffene das Recht, an der Netzplattform zur 
Realisierung der veriragsgegenständliohen Leistungen technische ModIfi" 
kationen vorzunehmen. DarQber hinaus 8011 es weiterhin vertragsgemäß 
sein, gegenQber dem jeweiligen Vertragspartner gegebenenfalls Eln~ 
schränkungen bei der Nutzbarkeit der vertragsgegenständlichen Le!8tun~ 
gen vorzunehmen. Dies bedeutet nach Auffassung der JEN Jedoch schlicht 
ein reines, einseitiges Laistungsänderungsrachf zuguneten der Telekom, 
welche. eIner Inhaltskontrolle nach §§ 307 ff. BGB nioht standhalten kann. 
Die bisherige Regelung Ist weder hinreichend konkret gehalten, nDch sieht 
sie die Zustimmung des Vertragapariners vor und Ist somit zu streichen. 

ce. Prel•• (Ziffer 3.2) 

DelZslt Ist In Ziffer 3.2 geregelt. dass die von der Betroffenen jeweils bean­
tragten Entgelte als vertraglich vereinbart gelten sollen. Dia Regelung Ist, 
erheblich nachteilig für die potentiellen Nachfrager .... etwa in dem Fall, dass 
die Telekom höhere, als dIe mit dem Vertragspartner vereinbarten Entgelte 
beantragt. Aus Sicht der IEN verstößt eine solohe Klausel gegen 
§ 307 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 30S Nr. 5 BGB und Ist zu streichen. 

dd. Fälligkeit der Zahlung (Ziffer 4.1) 

Die IEN hat bereite In einer Vielzahl von Stellungnahmen dia Praxis dar 
jlhrflchen Zahlungeverpftlchtung im Voraus kritisiert und gefordert. diese. 
fOr die Nachfrager erheblich nachteHIge Praxis endlich aufzuheben und 
stattdessen die branohenObliche monatliche Abreohnungswels9 lU 
Implementieren. Insbesondere 1st das an dieser Stelle In der Vergangenheit 
von der Besohlusskammer angegebene Argument) gerade diese 
Vorgehensweise entspreche der Jahrelangen Praxis, keinesfalls geeignet, 
die damit einhergehendE: Benaohteillgung der Wettbewerber aufzuheben. 
Oie finanzielle Belastung der Vertragspartner bedeutet fOr die Telakom 
schlicht den Vorteil einer Vorfinanzierung auf KOsten Ihrer Wettbewerber. 
HierfOr ist keine sachliche Reohtfertlgung ersiohtlich. Zudem weist die IEN 
darauf hin, dass gerade diese Praxis Im Widerspruch zu den Regelungen 
der KQndlgung und Mindastllberlassungsdauer stehen. Die reguläre 
MlndeslDberlassungsdauer beträgt gerade mal drei Monate, so daes hier 
gegebenenfalls ein erheblich Qberhöhtes Überlassungsentgelt zu zahlen 
ist. 

ee. Zahlungsverzug (Ziffer 6.3) 

Die Regelung in Ziffer 6.3 zur Möglichkeit der Erhebung eines pauschalier­
ten Schadensersatzes von 50 % eines vollständigen Jahresbetrages bei 
Zahlungsverzug Ist nach Auffassung der leN ebenfalls als unbillig anzuse­
hen, da sie eine nicht zu reohtfertigende überkompenslerung mOglicher 
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Schäden auf Grund eines Zahlungsverzugs darstellt. Die Regelung sollte 
sich Im Rahmen des gesetzlich Zuläsaigen bewegen und insbesondere die 
Geltendmachung von nur tatsäohlloh nachweisbaren Schäden vorsehan. 

ff. Einwendungeau8Bchlu88 (Ziffer 6) 

Der in Ziffer 6 vorgesehene EInwendungsausschluss fOr bekannte Rech.. 
nungasinwendungen sowie eine zustimmungsfiktion fQr Reohnungen nach 
Ablauf eInes Jahres slellt alne unbillige Benachteiligung der Vertragspart­
ner dar. Die lEN weist darauf hin, dass derartige Elnwendungskiauaeln in 
der Vergangenheit von der BNetzA bereits fOr unwirksam erklärt wurden, 
da eine solche formularmäßige Fiktion gegen § 307 Abs. 1Salz 1 I.V.m. 
§ 308 Nr. 6 BGB verstößt (vgl. Beschluss BK 3·06/046). Dles muss auch 
hier erfolgen. 

00. Sioherheitslelstung (Ziffer 7) 

Die Verpflichtung der Telekom zur Erbrlngung der Leistung wird in Ziffer 7 
von der Bereitstellung einer angemessen Sicherheitsleistung abhängig ge­
maoht. Eine derartige pausohale Regelung stellt aus Sicht der JEN eIne 
übersicherung dar. Die Kopplung der LeistungspflIcht an das Erbringen 
einer Sicherheitsleistung dQrfte vielmehr nur dann gerechtfertigt sein, wenn 
der potentielle Vertragspartner etwa durch Zahlungsvsrzug In dar Vergan­
genheit Zweifel an seiner ordnungsgemäßen Lelstungserbringung erzeugt 
hat. 

hh. Haftung (Ziffer 8.3) 

Die einseitige Besohränkung der Haftung fOr die fahrlässige Verletzung 
vertraglicher Pflichten, auch solcher die als Hauptleistunsspflicht zu (lehen 
lind, Ist unZUlässig. Sie lat nach ständiger zlvi/geriohtlicher Recht­
spreohung, nach der die Freizeichnung von wesentlichen. den Vertrags­
zweck PflIchtverletzungen unzulisslg Ist, zu streichen. 

11. Vertragslau~eltlKUndlgung (Ziffer 8) 

Die von der Setroffenen aufgezählten KUndlgungsgrOnde geben teilweise 
erheblichen Anlass zur Kritik und sind daher zu 8treichen. 

Die leN verweist hinsichtlich der Regelung in Ziffer 9.2 hinsichtlich der Fra­
gen der Änderung, Aufhebung oder dar NauerlasB der RegullerungsverfO­
gung oder des Standardangebotea auf Ihre Ausführungen der Präambel. 

Auch dIe Aufllstung das Aspekts der wesentliohen Änderung der allgemei­
nen Nachfrage kann keinesfalls ein Recht zur sofortigen Kondlgung be­
gründen. Die Erörterung der NachfragesituatIon ist Thema der Marktanaly­
severfahrens und eine eInseitige Festsetzung obliegt nloht der Telekom. 
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Schließlich erachtet die JEN auch die Bedingung des Verstoßes gegen we­
sentllohe Mitwirkungspflichten als Grund fUr eIne fristlose KOndlgung In der 
gegenwärtigen Fassung fUr unzulässig. Unter Berl1cksichtigung der Vorga· 
ben des § 323 Ab;, 1.38GB wAre die Regelung um die Eriorderllchkeit 
der vorherigen Abmahnung oder das dem Nacl'lfrager zu gewährende 
Recht auf Abhilfe einzufügen. Zudem kann ein Verstoß gegen wsssntliche 
MItwIrkungspflichten auch nicht den Begriff der besonderen UmstAnde 
nach § 323 Abs. 2 Nr. 38GB - welcher den sOfortigen RQcktritt zulässt 
erfüllen. 

jJ, Salvatorische Klausel (Ziffer 11.6) 

Die ealvatorische Klausel bedan schließlich ebenfalls der Anpassung. Der­
zeit Ist vorgesehen, dass dar Telekom ein einseitiges Recht zur Schließung 
einer VertragslOoke zusteht. An dieser Stelte Ist klarzustellen, dass ein bei­
derseitig El"gemel3sener Interessensausgleich Im Wege der ergänzenden 
Vertragsauslegung erzielt wird bzw. eine gese~liche oder richterliche Ver­
trageergänzung erfolgen soll. 

b. Anlass 1- Leistungsbeschreibyng 

Die Leistungsbeschreibung lässt Im Vergleioh zu den Lelstungsbesohrel­
bungen eines marktgarechten nativen Eithemet-Mietleitungsprodukts der 
Verpflichteten aua anderen europäischen Ländern erhebliche MAngel auf. 

Zunäohst v8IWelst dis IEN hinsichtlich der Leistung selbst auf ihre Ausruh­
rungen unter 11.2 zum fehlenden Angebot eines nativen Ethlilmet­
Mietleitungsprodukts. 

­

Nachfolgend wird erganzend auf die konkreten gegenständliohen Regelun­
gen eingegangen. Dabei erfolgt Insbesondere ein Vergleich der wichtigsten 
Parameter mit den Bedlngungan das In 11.2 bereits erwähnten freiwilligen 
Angebotes der Telekom Austrla "Etherlink Multipolnt" (nachfolgend .TA 
EM1), welches aufgrund seiner grundsätzlichen Ausgestaltung Insoweit als 
geeignetes Mindestangebot verstanden werden kann. Die JEN weist dabei 
ausdrCIcklich darauf hin, dass dieses eine Grundlage fOr die Diskussion in 
Deutschland sein sollte. das vorliegend zur OberprUfung anstehende An­
gebot der Telekom leistungsmaßig jedoch auch daltlber hinausgehen kann 
Imv. darf und gleiohzeitig die entsprechenden Preise auch den VerMltnlsw 

een und Kosten in Deutschland angemessen sein müssen. 

aa. Grundleistung der Obarlaaaung (Ziffer 1.1 sowie 2.1) 

Aus Sicht dar lEN ist die in Ziffer 1.1 enthaltene Beschränkung der über­
lassung von CFV SOH und Ethemet auf die .teohnlschen und betrieblichen 
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Möglichkeiten" um entsprechende technische Prazisierungen zu erganzen. 
Eine derart pauschale Beschränkung benachteiligt die potentiellen Ver­
tragspartner erheblich, da sich die Betroffene auf diese Welse steta auf 
HlnderungagrOnde auf BasIs dieses schwammigen Begriffs zurQokzlehen 
kann. 

bb. VerfügbBrkelt (Ziffer 1.2 sowie 2.3) 

Die IEN erachtet die bislang von der Telekom zugestandene VerfOgbarkeit 
von 99,0 % als viel zu niedrig. Dies gewahrt der Telekom bel Umrechnung 
eine vertraglich zulässige NlchtverfOgbarkeit VOn mehr als drei Tagen im 
Jahr. Eine vertraglich zulässige derart hohe Ausfallquote steht Jedoch Im 
vollkommenen Widerspruch zu dem Produkt der CFV (sowohl aCH als 
auch Ethernet). Die IENvMltgliedsunternahmen, für die gerade die Mietlei­
tung das essentielle Vorleistungsprodukt fOr die Erbrlngung Ihrer eigenen 
maßgeschneiderten Produkte fOr Gtt8chäftskunden und Behörden darstellt, 
sind auf die größtmögliche Zuvertässlgkelt der angemleteten Leitung an­
gewiesen. Andemfalls sind ale selbst gegenober ihren nachfragenden Kun· 
den. die entspreohende Ausfallzeiten nicht tolerieren, erheblichen Ver­
tragsstrafen ausgesetzt. Oie Akzeptanz einer derart hohen Ausfallquote fUr 
ein MIetleitungsprodukt hätte zur Folge, daes ein entsprechendes Produkt 
nicht zu vermarkten wäre. Dass diese Verfügbarkeit8grem:e willkOrlich zu 
Lasten der Nachfrager gewählt wurde. wird auoh dadurch deutlloh. dass für 
die höhere Vel'fügbarkeit von zehn CFVs gleicher Bandbreite kein rechtfer­
tigender Grund erslohtlloh let. Die garantierte VerfUgbarkelt muss daher 
Insgesamt auf 99,9 %angehoben werden, um eIn markttaugllohes Produkt 
zu gewährleisten. Das genannte standardangebot TA EM garantiert im 
Vergleich In Ziff. 7 hinsichtlloh der Verfllgbarkelt eine mittlere VerfUgbarkeit 
von im Jahresdurchschnitt 99,9 % In den tor Geschäftskundenanbleter ge­
eigneten SLA·Klassen .Professlonar und "Professional Plus- aue. 

SOllte dia 8aschluBakammer diesem Ansatz nioht 10lgen wollen, so sind 
mindestens dIe von der Telekom selbSt Im Fall der zehn Oberlassenen CFV 
eingeräumten 99,7 % anzusetzen. 

In diesem Zusammenhang Ist zudem ausdrücklioh z:u kritisieren, dass die 
Telekom keinerlei Informationen darüber zugesteht, wie der VertOgbar­
keitswert bereohnet wIrd. 

cc. Mietzaitbindung (Ziffer 3.2) 

OIe lEN unteratDtzt ausdrücklich die bisherige Haltung der BNetzA, die 
Möglichkeit eines Prelsnaohlass88 Im Falle einer MIetpreIsbindung abzu~ 
lehnen und fordert die Besohlusskammer auf. diese auoh Im gegenatändll­
ohen Verfahren beizubehalten. 
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dd. KaplIZltlts-Upgrad, ( Zlffor 4.1.2) 

Oie IEN widerspricht ausdrQcklich dem Ansatz der Telekom, dass bel ei­
nem Kapazitäts-Upgrade einer bestehenden CFV in erne CFV höherer 
Bandbreite das volle Bereitstellungsentgelt für die neue CFV vom Nachfra­
ger zu zahlen sein soll. FOr diese Forderung Ist keine Reohtfertigung er­
slchtlloh. Vielmehr dOrfen an dieser Stelle lediglich die reinen Mehrkosten 
berechnet werden, die duroh ein Upgrade tatsäc:l1l1ch entstehen. 

88. Bereitatellungsfrlsten (Ziffer 8.2.1) 

Der von der Telekom vorgesehene Zeitraum zur Senennung eines Bereits· 
tellungslermlns von 20 Tagen Ist naoh Auffassung der JEN deutlich zu lang 
bemessen und gerade fOr die Realisierung von Produkten für große Ge­
schäftskunden und Behörden nicht markttaugllch. Es sollte an dieser Stelle 
berÜCksichtigt werden, dass dia Betroffene sloh selbst nicht mit so langen 
Benennungszeitrlumen belastet. Dies kostet dia Nachfrager Planungssi· 
Charheit auch gegenllber ihren Kunden. Die Telekom lässt an dieser Stelle 
auoh eine BegrOndung vermissen, welche geeignet ware, eine entspre.. 
<:hend lange Prufdauer zu rechtfertigen. In diesem Zusammenhang weist 
die IEN ferner auf die Regelung in Anlage 2 - dort In Ziffer 3.2 - hin. nach 
welcher der Kundenwunsohtermin lediglich (mindestens) z:ehn Werktage 
vorab bestimmt sein muss. Auch die Lieferzeitauskunft kann In fUnf bzw. 
zehn Tagen nach Eingang dar entsprechenden Anfrage erfolgen. Warum 
hinsiohtlloh der vorliegenden Fristen also eine ganz andere Zeitdauer not­
wendig sein 8011, erschließt sich nicht. Die Benennung eInes Bereiiatel­
lungstennins ist der Telekom ebenfalls Innerhalb von zehn Werktagen mög­
lich, sofern keine besonderen. eine längere Zeltdauer rechtfertigende, Um­
atände vorliegen. 

Gleiche~ gilt fOr die tatsäohllohen Bereltstellung9ftlsten, welche bei acht 
Wochen erheblich zu lang sind. Ein Vergleich mit den Bereltstellungsfrlsten 
bei der TAL macht deutlloh, dass eine Frist von maximal vier Wochen an· 
gemessen sein dUrfte. Die Telekom kann sich auch nicht darauf berufen, 
dass sIe entsprechend lange Fristen bereits seit EinfOhrung des CPJ­
Produkts ansetzt. Ebenso wie Im TAL-Bereloh dUrfte es Im Laufe der Zeit 
auoh vorliegend zu EffI~len;z;stelgerungen und Prozessfortschritten bei der 
Betroffenen gekommen sein. Auch an dieser Stelle zeigt ein Vergleich mit 
der TA EM, dort in Ziffer 10.1 RealIsierungszeiten, dass die Herstellung 
eines EtherLink Anschlusses Kupfer nach spätestens 23 Arbeitstagen, bei 
Glasfaser nach spätestens 31 Ar'beltatagen inklusive Nennung eines Be­
reitsteIlungstermins) erfolgt. 

Schließlich Ist auch die Differenzierung bel der Herstellung dar Netzres­
sourcan mit geringem Aufwand oder mit größerem Aufwand fUr die potenti­
ellen Vertragspartner vollkommen intransparent. Eine Begriffsbestimmung 
deli geringen und größeren Aufwands fehlt, was ein erhebllohes Miss­

... 
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brauchSPQwntlal beinhaltet. Die IEN verweist dlesbezOglioh auf die Be­
grIffserklärungen In frOheren Verträgen. 

ff. Obergabe I BetrJebefählgkeltstest (Ziffer tU.1) 

Es fehlt an der vollständigen BeschreIbung des Tests. So fehlt atwa die 
Angabe, wann der Test als erfolgreich abgesohlossen gilt, um dem potenti­
ellen Vertragspartner entsprechende PlanungssicherheIt zu geben, ab 
wann und nach welchen Kriterien die Leistung bereitgestellt wird. 

gg. Entstörung (Ziffer 7) 

Dia von der Telekom vorgesehenen Entstörfristen sind deutlioh zu lang 
bemessen und entsprechen keinesfalla den galtenden Marktstandarde. Die 
Möglichkeit zur Expressentstörung fehlt vollständig. obwohl dIe Betroffene 
Ober von der Beschlusskammer genehmigte Entgelte verfUgt. Vor diesem 
Hintergrund ist auoh diese Option ebenfalls zu marktgereohten Konditionen 
von längstens 6 Stunden wieder in das Angebot aufzunehmen. Dlesbazog­
lIoh enthält das Angebot der TA EM, dort In Ziffer 9.6 Entstörzeiten von 5·8 
Stunden je nach SLA-Klasse. Gerade Im Untemehmenskundenberelch let 
eine marktgängige Entstörungszelt von 4 Stunden allerdings zwingend er­
forderlich, um ein tatsächlich markttaugliohea Produkt anbieten zu können. 

hh. Fahlende Regelungen (Pönalen, SLAs) 

Die IEN bemtlngelt an dieser Stelle zusätzlich das Fehlen von Regelungen, 
die die tatsächllohe Gewährleistung der vertraglichen Leistungen, wie Ver.. 
fOgbarkeitsraten, Fristen, ele. :tu sichern vermögen. Ohne geeignete Pöna­
len besteht fDr die Betroffene vorliegend keinerleI Druok, sich Oberhaupt an 
die angegebenen Vertragaparameier zu halten. 

Soweit die potentiellen Vertragspartner lediglich auf den Weg der gesetzli­
chen Schadensersatzregelungen angewiesen sind, bedeutet auch dies 
einen erheblichen Nachteil, da sie dann entsprechend bewelspflichtlg zum 
Nachweis des jeweils entstandenan Sohadens wären, obgleloh nloht eie 
selbst, sondern die Betroffene sich missbräuchlich verhält. Diesem Un­
gleichgewicht kann lediglich durch dIe Implementierung geeigneter, ent­
sprechend empfindlicher Vertragsstrafl;ln entgegengewirkt werden. 

Es fehlen weiterhin auch geeignete StAs, welche die Qualität der vertrag­
lich vereinbarten Leistung entsprechend sioherstellen. Gerade die Slcher~ 
stellung dar zu Isletenden Qualitäten ist fOr die Naohfrager als Anbiater von 
TK.Olenstlelstungen fOr Unternehmen und Behörden von 8S$entleller Be­
deutung. 
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C, Anlag' 2 - MItwIrkungspflIchten • Überlassung dar CFV (Ziffer 21 

Die Telekom sieht derzeit vor, dass der Weiterverkauf der CFV ausge-­
schlossen sein 8011 und diese nicht als Basis tUr eigene Vorleistungepro­
dukte genutzt werden darf. Dies ist fOr die Nachfrager nicht hinnehmbar 
und bedeutet eine mlssbräuohllche und ungereohtfertigte Einsohr~nkung 
der GeschäftsmodeUe der potentiellen Vertragspartner. Ein entsprechender 
Ausschluss Ist auch keinesfalls in anderen europäischen Ländern marktab­
lieh, wie auch das Angebot der TA EM belegt. 

d. Anlage 3- Pre;.... bill-al Mlatzeltblndung 

Cle IEN verweist auf Ihre AusfQhrungen In Ziffer 1I.3.S. (Hauptvertrag, Ziffer 
3.2.). 

e. Anlage 4 

aa. Preise fUr zusltzllche Laistungen (Ziffer 2) 

In diesem Zusammenhang weist die IEN darauf hin, dass die In Ziffer 2 
genannten Leistungen durChaus erforderlich bei der Bereitstellung der CFV 
sind. Es handelt eich keineswegs nur um .nützllohe" Zusatzleistungan, Vor 
diesem Hintergrund Ist die DurchfOhnmg von getrennten 
Entgeltgenehmlgungsverfahren sinnvolL Zudem Ist die Vereinbarungsfiktion 
hinsichtlich möglicher beantragte Entgelte erneut entsprechend den 
Ausfohrungen zum Hauptvertrag mlsBbräuchlich und somit zu streiohen. 

bb. Preise für Expressentetörung (Ziffer 2.1) 

Wie bereits bemängelt fehlt es bIslang an dar Option der Expressentstö­
rung und damit einhergehend auch an entsprechenden PreIsregelungen. 

ce. Llefer.zeltauekunft (Ziffer 2.4) 

Es ist keinerlei Rechtfertigung dafOr ersichtlich. dasil dl, Telekom 300,· € 
für die Auskunft anBetzt, da dies mit keinerlei Aufwand verbunden ist. 
Vielmehr zeigt sich auch an dieser Stelle das erhebliohe 
Missbrauchspotential unregullerter Entgelte. 

dd. Standorterkundung (Ziffer 2.8) 

Entsprechendes gilt auch hinsIchtlich des fQr die Standorterkundung 
angesetzte Entgelt In Höhe von 300." E, welohes vollkommen überhöht Isl 
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f! Anlage 5 • Zusätzliche leIstungen StandortvorerkyndYIlU (Ziffer 1.8\ 

Die IEN bemängelt schillaBIIch die angesetzte Frist von 12 Werktagen fOr 
eIne Standortvorerkundung. Diese ist erheblioh zu lang, da die betreffenden 
Nac:hfrager schnellstmöglich Planungssicherheit benötigen. Wesentlich Ist 
an dieser Stelle eine Regelung entsprechend der TA EM. dort in Ziffer 2 
Herstellung eines Etherlink Anschlusses, dass eine Aufstellung klarer Re­
geln und seitens des Nachfragers zu erfOllender Voraussetzungen fOr die 
Lel8tungserbringung durch TA erfolgt. Dies vermeidet das Entstehen weite· 
rar, die Bereitstellung verzögernder Fristen. 

Für Röckfragen stehen die Vertreter der Mltglladsuntemehmen der IEN 
sowie Ich selbst jederz:elt gern zur VerfOgung. Die Stellungnahme enthält 
keine Betriebs- und Gesohäftsgehelmnlsse. 

Mit freundlichen GrOßen 
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